
Änderung zum Änderungsantrag zum „Selbstverständnis für kommunale 
Mandatsträger*innen im Kreisverband Region Hannover“ 

 

Antragssteller*in: Martina Hamich, Dennis Olsen, Jörg Venderbusch 

Die Kreismitgliederversammlung möge beschließen: 

In Z. 115 hinzufügen: 

Alle Kandidat*innen und künftigen Mandatsträger*innen verpflichten sich sowohl im 
Wahlkampf als auch in der parlamentarischen Arbeit dem Wahlprogramm, dem 
beschlossenen Selbstverständnis für Mandatsträger*innen und den Beschlüssen der 
Partei. Regierungskoalitionen werden nicht beworben.  Unser Ziel sind radikale 
politische Veränderungen im Interesse der Arbeiter*innenklasse. Mandatsträger*innen 
und künftige Fraktionen sind bei grundsätzlichen politischen Fragen, v.a. bei 
Haushaltsmehrheiten, an die Beschlüsse des Kreisvorstands gebunden. Über die 
Aufnahme von Gesprächen mit anderen demokratischen Parteien, entscheidet der 
gewählte Kreisvorstand. Ob langfristige Mehrheiten mit anderen demokratischen 
Parteien im Stadtrat oder Regionsversammlung eingegangen werden, wird nach einer 
umfassenden Diskussion im Kreisverband in einem Mitgliederbegehren entschieden, um 
eine möglichst breite demokratische Debatte und Entscheidung zu garantieren. An das 
Ergebnis des Mitgliederbegehrens sind unsere Mandatsträger*innen und Fraktionen 
gebunden. Auf Stadtbezirkratsebene und in den Umlandkommunen entscheiden die 
Mitglieder der jeweiligen Basisorganisationen. 

Gemeinsame Abstimmung mit demokratischen Parteien müssen mit den Werten und 
Zielen unserer Partei übereinstimmen. 

Begründung: 

Erfolgt mündlich 


